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Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De- 
minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen zuvor 
gewährt wurden, herangezogen werden, um zu ermitteln, 
ob eine neue De-minimis-Beihilfe für das neue oder das 
übernehmende Unternehmen zu einer Überschreitung des 
Höchstbetrags führt.

Wird ein Unternehmen in zwei oder mehr separate Unter­
nehmen aufgespalten, so werden die De-minimis-Beihilfen, 
die dem Unternehmen vor der Aufspaltung gewährt wurden, 
demjenigen Unternehmen zugewiesen, dem die Beihilfen 
zugutekommen, also grundsätzlich dem Unternehmen, das 
die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis- 
Beihilfen verwendet wurden.

5. Förderung als verlorener Zuschuss

Die Förderung ist auf die Gewährung eines (verlorenen) 
Zuschusses begrenzt. Insoweit bezieht sich der in Num­
mer 4 festgesetzte Höchstbetrag auf den Fall einer Barzu­
wendung. Bei den eingesetzten Beträgen sind die Brutto­
beträge, das heißt die Beträge vor Abzug von Steuern und 
sonstigen Abgaben zugrunde zu legen. In mehreren Teil­
beträgen gezahlte Beihilfen werden zum Zeitpunkt ihrer 
Gewährung abgezinst. Der Zinssatz, der für die Abzinsung 
und die Berechnung des Bruttosubventionsäquivalents 
anzusetzen ist, ist der zum Zeitpunkt der Gewährung gel­
tende Abzinsungssatz.

6. Kumulierung

De-minimis-Beihilfen dürfen weder mit staatlichen Bei­
hilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten noch mit staat­
lichen Beihilfen für dieselbe Risikofinanzierungsmaßnah­
me kumuliert werden, wenn die Kumulierung dazu führen 
würde, dass die höchste Beihilfeintensität oder der höchste 
Beihilfebetrag, die oder der im Einzelfall in einer Gruppen­
freistellungsverordnung oder einem Beschluss der Kom­
mission festgelegt ist, überschritten wird. De-minimis-Bei- 
hilfen, die nicht in Bezug auf bestimmte beihilfefähige 
Kosten gewährt werden und keinen solchen Kosten zu­
gewiesen werden können, dürfen mit anderen staatlichen 
Beihilfen kumuliert werden, die auf der Grundlage einer 
Gruppenfreistellungsverordnung oder eines Beschlusses 
der Kommission gewährt würden.

7. Besonderes Verfahren

Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende Unter­
nehmen seinerseits schriftlich in Papierform oder in elek­
tronischer Form jede De-minimis-Beihilfeh anzugeben, die 
es in den vorangegangenen zwei Steuerjahren sowie im 
laufenden Steuerjahr erhalten hat.

Beabsichtigt die Bewilligungsstelle, einem Unternehmen 
eine De-minimis-Beihilfe zu gewähren, teilt diese Stelle 
dem Unternehmen schriftlich die voraussichtliche Höhe 
der Beihilfe (ausgedrückt als Bruttosubventionsäquivalent) 
mit und setzt es unter ausdrücklichen Verweis auf die Ver­
ordnung (EU) Nr. 1407/2013 mit Angabe ihres Titels und 
der Fundstelle im Amtsblatt der Europäischen Union da­
von in Kenntnis, dass es sich um eine De-minimis-Beihilfe 
handelt.

Dem Unternehmen kann alternativ ein Festbetrag mitge­
teilt werden, der dem auf der Grundlage der Regelung 
gewährten Beihilfehöchstbetrag entspricht. In diesem Fall 
ist für die Feststellung, ob der Beihilfehöchstbetrag nach 
Nummer 4 eingehalten worden ist, dieser Festbetrag maß­
gebend. Die Bewilligungsstelle gewährt eine neue De-mini- 
mis-Beihilfe erst, nachdem sie sich vergewissert hat, dass 
der Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen, den das Unter­
nehmen in Deutschland in dem betreffenden Steuerjahr 
sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren erhalten 
hat, den in Nummer 4 genannten Höchstbetrag nicht über­
schreitet und sämtliche Voraussetzungen der Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 erfüllt sind.

8. Dokumentationspflicht

Die Bewilligungsbehörde sammelt und registriert sämt­
liche mit der Anwendung dieses Anhangs zusammen­
hängenden Informationen. Die Aufzeichnungen müssen 
Aufschluss darüber geben, ob die Bedingungen für die 
Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 erfüllt wor­
den sind. Die Aufzeichnungen über De-minimis-Einzel- 
beihilfen sind vom Zeitpunkt ihrer Gewährung an zehn 
Jahre lang aufzubewahren; bei Beihilferegelungen beträgt 
die Aufbewahrungsfrist zehn Jahre ab dem Zeitpunkt, zu 
dem letztmals eine Einzelbeihilfe nach der betreffenden 
Regelung gewährt wurde. Die Bewilligungsstelle übermittelt 
über das Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Landwirt­
schaft und Forsten des Landes Sachsen-Anhalt an die 
Europäische Kommission auf deren schriftliches Ersuchen 
hin innerhalb von 20 Arbeitstagen oder einer von ihr in dem 
Auskunftsersuchen festgesetzten Frist alle Informationen, 
die diese benötigt, um zu beurteilen, ob die Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 eingehalten wurde.
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Bezug:
Erl: des MID vom 1. Juni 2023 (MBI. LSA S. 241)

1. Nummer 9 des Bezugs-Erl. wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Vorbehaltlich Nummer 4.2 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie 
Abs. 2 tritt dieser Erl. am 31. Dezember 2028 außer 
Kraft.“

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Nummer 4.2 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 tritt am 30. Juni 
2024 außer Kraft.“

2. Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1. August 2023 in Kraft.

An
das Landesverwaltungsamt
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